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127. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Ukraine am 11. März 1998 ihre
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl.
Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 79/1998) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die Ukraine nachstehende Vorbehalte
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Artikel 2

Die Ukraine behält sich das Recht vor, einem Rechtshilfeersuchen nicht zu entsprechen, wenn
a) ernstliche Gründe für die Annahmen bestehen, daß es auf die Verfolgung, Aburteilung oder

Bestrafung einer Person wegen seiner/ihrer Rasse, Hautfarbe, politischen, religiösen oder anderen
Überzeugungen, Geschlechts, ethnischen oder sozialen Herkunft, sozialen Status, Aufenthaltsorts,
Sprache oder anderer Merkmale abzielen;

b) die Erledigung des Ersuchens mit dem Grundsatz „non bis in idem“ („es darf nicht zwei Strafen
für dieselbe Handlung geben“) unvereinbar ist;

c) das Ersuchen eine Handlung betrifft, die Gegenstand einer Untersuchung oder justizbehördlichen
Überprüfung in der Ukraine ist.

Artikel 5 Absatz 1

Die Ukraine wird justizbehördlichen Entscheidungen betreffend Durchsuchung und Beschlagnahme
von Gegenständen unter den in Art. 5 Abs. 1 lit. c vorgesehenen Bedingungen entsprechen.

Artikel 7 Absatz 3

Ladungen für einen Beschuldigten, der sich im Hoheitsgebiet der Ukraine aufhält, dürfen den
betreffenden Behörden nicht später als 40 Tage vor dem für das Erscheinen vor dem Gericht festgesetzten
Zeitpunkt übermittelt werden.
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Artikel 16 Absatz 2

Ersuchen und beigeschlossene Schriftstücke werden der Ukraine zusammen mit einer Übersetzung
ins Ukrainische oder in eine der offiziellen Sprachen des Europarates übermittelt, sofern diese nicht in
einer dieser Sprachen abgefaßt sind.

Artikel 24

Für die Zwecke dieses Übereinkommens sind die Gerichte mit allgemeiner Zuständigkeit,
Staatsanwälte auf allen Ebenen und Behörden der vorgerichtlichen Erhebungen als „Justizbehörden“ der
Ukraine zu betrachten.

Klima

128. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Ukraine am 11. März 1998 ihre
Ratifikationsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über die Rechtshilfe in
Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 150/1997)
hinterlegt.

Klima

129. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Tschechische Republik am 24. Juni
1998 ihre Annahmeurkunde zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches
Recht (BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 91/1998) hinterlegt.

Klima

130. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatz-
protokolls zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches
Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die Tschechische Republik am 24. Juni
1998 ihre Annahmeurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen betreffend
Auskünfte über ausländisches Recht (BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. III Nr. 107/1997) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Annahmeurkunde hat die Tschechische Republik gemäß Art. 5
Abs. 1 des Protokolls erklärt, an die Bestimmungen des Kapitels I des Protokolls gebunden zu sein.

Klima

131. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die internationale Geltung von Strafurteilen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Litauen am 8. April 1998 seine
Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Geltung von Strafur-
teilen (BGBl. Nr. 249/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 148/1996) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat Litauen nachstehende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Erklärung

Gemäß Art. 19 Abs. 2 des Übereinkommens erklärt die Republik Litauen, daß sie sich das Recht
vorbehält zu verlangen, daß die an sie gerichteten Ersuchen und die beigefügten Schriftstücke, die nicht in
Englisch, Deutsch, Russisch oder Litauisch verfaßt sind, mit einer Übersetzung in eine dieser Sprachen
versehen sein müssen.
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Vorbehalte
Gemäß Art. 61 Abs. 1 des genannten Übereinkommens erklärt die Republik Litauen, daß sie sich das

Recht vorbehält:
a) die Vollstreckung abzulehnen, wenn sie der Auffassung ist, daß sich die Strafe auf eine

fiskalische strafbare Handlung bezieht;
b) die Vollstreckung einer Sanktion für eine Handlung abzulehnen, die nach dem Recht der

Republik Litauen nur von einer Verwaltungsbehörde behandelt werden könnte;
c) die Vollstreckung eines europäischen Strafurteils abzulehnen, das von den Behörden des

ersuchenden Staates zu einem Zeitpunkt erlassen wurde, in dem das Strafverfahren hinsichtlich
mit dem Urteil sanktionierten Handlung nach dem Recht der Republik Litauen infolge
Verjährung ausgeschlossen gewesen wäre;

d) die Vollstreckung von in Abwesenheit verhängten Sanktionen und Strafverfügungen abzulehnen;
e) die Anwendung der Bestimmung des Art. 8 dort abzulehnen, wo die Republik Litauen eine

ursprüngliche Zuständigkeit hat, und in diesen Fällen nur die Gleichwertigkeit der die Verjährung
unterbrechenden oder hemmenden Maßnahmen anzuerkennen, die im ersuchenden Staat vorge-
nommen worden sind.

Klima

132. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Kroatien am 8. Juni 1998 erklärt,
sich rückwirkend mit 8. Oktober 1991 weiterhin an das Übereinkommen der Vereinten Nationen über
Verträge über den internationalen Warenkauf (BGBl. Nr. 96/1988, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. III Nr. 84/1998) gebunden zu erachten.

Klima

133. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von
Erträgen aus Straftaten

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Slowenien am 23. April 1998 seine
Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme und
Einziehung von Erträgen aus Straftaten (BGBl. III Nr. 153/1997, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereichs BGBl. III Nr. 71/1998) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Slowenien nachstehende Vorbehalte
erklärt:

Die Regierung von Slowenien erklärt, daß
– sie sich gemäß Art. 25 Abs. 3 des Übereinkommens das Recht vorbehält zu verlangen, daß an die

zuständige zentrale Behörde gerichtete Ersuchen und die solchen Ersuchen beigefügten
Schriftstücke mit einer Übersetzung in die slowenische Sprache oder die englische Sprache
versehen sein müssen;

– gemäß Art. 32 Abs. 2 des Übereinkommens die von ihr nach Kapitel III des Übereinkommens zu
Verfügung gestellten Informationen oder Beweismittel ohne ihre vorherige Zustimmung von den
Behörden der ersuchten Vertragspartei nicht in anderen als den in Ersuchen bezeichneten
Ermittlungen und Verfahren verwendet oder übermittelt werden dürfen.

Klima

134. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multi-
lateralen Vereinbarung M56 nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Airbag-
Gasgeneratoren mit verdichtetem Gas oder Airbag-Module mit verdichtetem Gas oder
Gurtstraffer mit verdichtetem Gas, UN 3353

Die Multilaterale Vereinbarung M56 nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Airbag-
Gasgeneratoren mit verdichtetem Gas oder Airbag-Module mit verdichtetem Gas oder Gurtstraffer mit
verdichtetem Gas, UN 3353 (BGBl. III Nr. 38/1998, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III
Nr. 86/1998) wurde von Frankreich am 24. Juni 1998 unterzeichnet.

Klima


